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Der König ernennt und entläßtdie Minister-.
Der König hat das Recht, Krieg zu erklareu.

Artikel 45 und 48 der Verfassung

Der Artikel 45 der Verfassungstellt fest, daß der

König die jedesmaligenMinister zu ernennen und,
»wenn er es fiir nöthig hält, sie wieder zu- entlassen hat. ,

Eben so bestimmt der Artikel »48,daß der König das

Recht hat, einen Krieg zu erklaren — Das sind große
und schwerwiegendeRechte; das Wohlund Wehe des
Landes hängtdavon ab, daß von ihnen immer nur ein

weiser Gebrauch gemachtwird. Darum sind wohl-
denkeude und einsichtsvolleManner stets darauf bedacht
ewesen, die Verfassungihres Vaterlandes, so weit es

FMenschenmöglichis, so einzurichten, daß der«Einfluß
unweiserRathgeber zurückgehaltenwerde, aber weiseRath-
chläge immer ihren Zugang»zuden Ohren Und den

Entschliissendes Monarchen finden können.
Auch bei der Errichtung der preußischen Ver-

fassung ist diese AbsichterwiesellcrMaßen Vorhanden
gewesen«Sie wurde sonst au»chzu einem offenbaren
Widerspruchestehen zu »den uber allen geschriebenen
GesetzenstehendenRegelndergesundenVernunft und des
Rechts«. Daß sie aber mit diesenRegelnsich wirklich
in Einklang befindet, das bqt Uelsllch»selbstdie Kreuz-

zeitung (Nr. 43) ausdrücklicheingeraumt. Eben so
ausdrücklich fügt sie hinzu, daßdie Verfassung nach
eben diesen »Regeln der gesunden Vernunft nnd

des Rechts« auch »ausgelegk«werden müsse. Trotz- .

dem erlaubt sie selbst bei feder GelegenheitsicheineAns-
legung, als ob die Verfassungüberall da, wo sie nicht
in ihren Kram paßt, einen Sinn hätte,der geradeum-

gekehrtjedem gesunden Rechtsgefiihlund jedem geinn-

den Menschenverstandevor den Kopf stoßenwürde. Das
nennt man aber nicht eine Auslegung, sondern eine

Verdrehung der Verfassung.

Solche Verdrehuug haben die heimlichenund offe-
nen Feinde der Verfassungbekanntlichbei sehr vielen Ar-
tikeln derselben,namentlich auch bei den Artikeln 45 und

48, sicherlaubt· .

Jn Beziehungauf Artikel 45 sagen sie: die Worte

»derKönig erneniit und entläßtdie Minister«bedeuten
viel mehr, als diese Worte an sich besagen. Sie sollen
nämlich nicht blos bedeuten, daß Niemand Minister wer-

den kanu, wenn ihn nicht der König dazu ernennt, und
Niemand eher aufhörtMinister zu sein«als bis der Kö-

nig ihn aus seinem Amte entläßt. Sie sollen vielmehr
auch den Sinn haben, daß keinem Menschen das Recht
zusteht, dem Könige zu rathen oder ihn zu bitten, daß
er um der Wohlfahrt des Landes willen sein Ministerium
sooder anderszusammensetzenmöge.Am wenigstendürftedas
aber das Abgeordnetenhausthun, obgleichdas Abgeord-
netenhaus gerade dazu-da ist, damit es dem Königesage,

»

was wir Alle, die wir das Volk ausmachen, über un-

sereeigenen Angelegenheitendenken. Und es ist doch

garsehr unsere eigenstc Angelegenheit, daß der

Konig nur solcheMänner zu Ministern macht, die auch
den Geist und den Sinn des Volkes verstehen,und die

daher auch unser Vertrauen genießen·Auch Verbietet
die Verfassungkeinem Menschen EINLande Und am Wenig-
sten den Vertretern des Volkes selbst, ihre-Bitten nnd

RathschlägeinBetreff der Ministerernennungnnd Minister-
entlassung an den König zn .richten. Jni Gegentheil
giebt der Artikel 32 der Verfassung jedem Preußen das

·Petitionskecht,d. h. das Recht der Bitte an die Behörden-
und an den König selbst ohne irgend eine Beschrän-
kung. Eben so unbeschränktist durch Artikel 81 dem

Abgeordnetenhausedas Recht gegeben,über jeden Gegen-
stand, den es für geeignethält, dem Könige eine Adresse
zii überreichen Und mehr als das: Das Abgeordneten-
haus hat das Recht der Geldbewilligung n. A. ans dem

Grunde bekommen, damit es Gelder, welche unter Um-



ständen auch zum Schaden des Landesverwandt werden

können, nur solchenMinistern bewilligen soll, denen es

vertraut, daß sie dieselben nur zum Nutzen desselben
verwenden werden, Wenn es das Recht, solche Gelder

auch zu verweigern,da nicht gebraucht,wo es dasselbe
ebrauchen sollte, dann verletzt es damit zugleich

sieineheiligstePflicht. Wenn Einer aber gar sagt, daß
das Abgeordnetenhausdurch die Erfüllung dieserPflicht
dem Könige das Recht der Ministerernennungund Mini-

sterentlassung nehmen wolle, so ist das geradezu gegen
den gesundenMenschenverstandund gegen jedes gesunde
RechtsgefühLDem Abgeordnetenhausesind seineRechte
nur zum Nutzen des Landes gegeben worden, Ob
es diesem oder jenemMinister Geld bewilligen will oder

nicht, darüber hat es nach seiner eigenen Ueberzeugung
zu entscheiden. Glaubt die Regierung, daß das Volk
eine andere Ueberzeugunghat, als das Abgeordnetenhaus,so
mußsiedas Volk durchAnordnnnäzneuerWahlenbefragen.

Mit Einem Worte: Die erfassung erkennt das

Recht des Königs, die Minister zu ernennen und zu
entlassen darum an, weil dem Könige allein auch die

vollziehende Gewalt zusteht, und weil er dieseGe-
walt nicht auf eine zweckmäßigeWeise üben kann, wenn

er zu den Ministern nicht das nöthigeVertrauen hat.
Auf der anderen Seite aber sind der Volksvertretun

ihre Rechte unter Anderem (aber nur unter AnderemZ
auch darum gegeben, damit der Köni . auf die einzig
ichere Weise erfahren könne, welche igenfchaften ein

inister haben muß, um das Vertrauen des Volkes

zu besitzen. Aus den Männern die diese Eigenschaften
besitzen,nicht aber aus anderen, soll der König nach dem

Geist des kon--·titutionellenStaatsrechtes sich selbst die-

jenigen auswählen,denen er auch für seine Person am

meisten vertrauen zu können glaubt.
Das und kein anderer ist der Sinn der angeführten

Worte des Artikels 45. Nach den »Regelnder gesunden
Vernunft und des Rechtes«können sie nur so und nicht
anders ausgelegt werden.

Eine ähnlicheVerdrehung, wie der Art. 45, muß
sich auch der Art. 48 noch alle Tage gefallen lassen.
Die Worte: »Der König hat das Recht, Krieg zu er-

klären« werden unglaublicher Weise so ausgelegt, als ob

der König ohneWeitere-s das Recht in Anspruchnehmen
könnte, die Noth und die Gefahren eines Krieges über
das Land zu bringen, ohne der Stimme dieses Landes

auch nur das geringsteGehör zu schenken. Auch hier
sagen die heimlichenoder offenen Feinde der Verfassung
und des Volkes, daß das Abgeordnetenhausdem Könige
das Recht zu Kriegserklärunaennehmenwill, wenn es

in einem bestimmten Falle sichweigert, die zu einem

Kriege nöthilgenAbgaben und Anleihen zu bewilligen.
Natürlichso
König, der ja nach Art. 46 den Oberbefehl über das

Heer führt, den Krieg nichtanfangen will. Aber er soll
auch nicht angefangenwerden, wenn das Volk und

s eine Vertreter ihn für ungerecht oder für landes-

verderblich halten. Das Recht der Geldverweigerung
ist den Vertretern des Volkes unter Anderem auch da-

kein Kriegangefangen werden, wenn der«

rum gegeben worden, damit ie einen nü li e

landesverderblichenKrieg verhsindernköiizneciki).nchr;
daspreußischeVolk einem Kriege, den das Recht und

die Ehre des Vaterlandesmit Nothwendigkeitfordert
sich nicht zu widersetzengewohnt is , das haben schoki
lange vor den Zeiten der Verfassung unsere Väter
im Anfange des Jahres 1813 bewiesen( Damals
war Napoleon, der grausame Unterdrücker unseres
Volkes, geschlagen und flüchtig aus Rußland heim-
gekehrt. Dennoch rieth die nächsteUmgebungdes

damaligenKönigs, das schimpflicheJoch des feind-
lichen Eroberers noch länger mit Lammsgeduld zu
tragen. Auch der König zögerte, aber das Volk
drangte und trieb mit solchemheiligen Eifer, daß der

Königendlichnachgabund den Krieg erklärte. Dieser
Krieg·wurdedann mit siegreichemErfolge gegen den

noch immer übermächtigenFeind geführt,weil es eben
ein vom VolkegewollterKrie war. Ein Krieg aber,
den das Volk nicht will, ein rieg, der wohl gar einer
volks- und verfassungsfeindlichenPartei zu Liebe geführt
werden soll, ein solcherKrieg muß um Verderben des
Landes und der Krone ausschlagen. EinensolchenKrieg
zu verhindern müssen die Vertreter des Volkes das
Recht und die Macht haben. Das lehrt die ,gesunde
Vernunft«,und das lehren ganz eben so die Worte und
der Sinn unserer Verfassung.

"
.

«

,

Jn der That ist es die ungeheuersteZumuthung, die
einem Volke gemacht werden kann, daß alle Schrecken
des Krieges über ein Land· sollen heraufbeschworen
werden können,gegen oder auch nur ohne den Willen

des Volkesund seiner verfassungsmäßigenVertreter.
Wie ein großer,das ganze Volk in Anspruch nehmen-
der Krieg in der Wirklichkeit aussieht, das haben mit
eigenen Augen«freilich nur unsere Greise gesehen.
Aber auch wir wissen, daß er unser Geld und unser
Gut, daß er unser Blut und das Blut unserer Söhne
und Brüder kostet. Wir wissen, daß der Krieg, wenn

er nicht mit einem Glucke efiihrt wird, auf das man

niemals im Voraus mit ewißheitrechnen darf, die
Saaten zertrjtt und Dörfer und Städte in Aschelegt
und daß er jahrelangeNoth und jahrelangesElend über
das ganze Land bringenkann. Ja, wir wissen, daß ein

ungerecht begonnenerund ungeschickt gesührterKrieg
den Thron uvmstürzenund das ganze Land in die Knecht-
fchaft der Feinde brin en kann. Darum soll dem Geiste
der Verfassunggemägkein Krieg angefangen werden,
zu»welchemunsere freierwähltenVertreter die nöthigen
Mittel nicht bewilligthaben und nicht bewilligenwollen.

s

Politische Wochenschau.
Die Wichtigkeitder Verhandlungenunserer Volksv er-

tretung hat uns sett mehreren Wochen in die Lage versetzt,
die Vorgänge in den außerpreußischenStaaten nur aus-

nahmsweisein unserer Wochenfchauzu berücksichtigen;wir

denken, unsere Leser werden dies begreiflichfinden, da wir vor

.
Allem die Aufgabe haben, sie mit dem bekannt zu machen,
Pas sie zunächstinteressirtsjetzt, wo dieKammer geschlossen
ist, können»wir jenen Vorgängenwieder einen größeren
Raum gewahren.



. Aus allen Theilen des Landes gehen die er-

freufsäyesgkxegiachrichtenein über sdie Art und Weise, wie die

Mitglieder der Mehrheit des Abgeordnetenhauses
von. ihren Wählern empfangen worden sind. Ueberall hat
sich die vollste U.bkreinstimmung gezeigt mit der Haltung,
welche die Major tät beobachtet hat, und die wenigen Stim-

men, welche im entge engesetztenSinne laut werden«ver-

mögen nicht, gegen die EAnsichtder ungeheuerenMehrheit des

Volkes aufzukommen.
Von den Herrenhausmitgliedern haben einigefünfzig eine Adresse an den König»gerichtet,in der sie o

wenigKenntniß der neuesten Vorgange verrathen,»daßsie
sich meinem überschwenglichenLob der Konvention von

Gastein ergehen, nachdemdie Regierung-selbstschvtlsso sehr
von der Ueberzeugungdurchdrungs·n·1st,jene KVUVeUtlvU sel

nicht als ein Sieg preußischerPolitikzu bettackteU-»daß ste-
wie von allen Seiten versichert wird, dakandenkt- dJestlbeZUlösen. — Auf die inneren Veihaltnisse eingehend.ruhmen ie

die unbeikkte Durchführun der Reorgatiisationund schleu-
dern schwere Vorwürfe au die Masoritatdes Abgeordneten-
hauses. Es ist zu beachten, daß dieseAdresse nach dem

Schlusse des Landtages erlassenworden ist,«daßalso die Un-

terzeichnernur als

PiivlatpersoneFtwelcheihre Privatansicht
m Köni e u Fü en e en, au re en.de

Die MotivegesFbertribunalsbeschlussesvom

2«9.Januar sind jetzt veröffentlichtworden, doch betreffen
sie nur die Erhebung einer Anklagegkgen

den Ab. Frentzel,
so daß es fast scheint, als ob die iiklagege en den Abg.
Tw esten zurückgewiesenworden ware.

» »er·Beschluß
lautet: ,,Jn der Anklagesachewider den Partikulier F. zu N.,
auf die Beschwerdedes königl.Obertridunalszu Jnsterburg,
haben die vereinigtenAbtheilungendes KriminalsSenats des

königl.Obertribunals in der Sitzung vom 29. Januar 1866,
Mich erfolgter Erllåsnn des königl· General-Staatsanwalts,
beschlossen: daß der Be chluß des KriininaliSenats des königl.
Appellationsgerichtszu Jnsterburg vom Z. Oktober 1865, in

so weit er die Anklage wegen Verleumduug, resp. ver-
leurnderischer Beleidigung,zurückweist,aufzuhebenund die

Sache in dieser Beziehungzur anderweitigenBeschlußfassung
an das gedachtekönigllcheAppellationsgerichtzuruckzuweksen.«
Die Anklage der Staatsanwaltschaft war auf Beleidigung
des Regierungs-PräsidentenMaurach in Gumbinnen mit

Bezug auf seinen Beruf, ktsps auf Verleuindungund ver-

leumderischeBeleidigung desselben·gerichtet, die Frentzel durch
seine Rede vom 2. Juni 1865 im Ad- eordnetenhallseOber
den Brand des Regierungsgebäudesin Stumbinneyherbeige-
führt habe. Aus dem Beschlußgeht also hervor, daß die
Anklagewegen Verleu·mdung,resp. verleumderischer Beleidi-

gung zugelassen, dagegen
die auf Amtsbeleidigungges

richtete zurückgewie en ist. Dir Beschlußführt iii dieser
Beziehung aus, daß durch den Artikel 84 der Verfassungs-
urkunde Berleumdungen im Sinne des § »156 des Strafge-
setzbUchsoder Beleidiaung mit dem Charakterder Verleum-
dUUlltm Sinne des Abl. 2 des § 102 Zucht geschütztsind,
da das Wesen diesr Vergehengerade in der Behauptung
oder Verbreitung unwahrn, dem Hasse oder der Verachtung
aussetzenderThais achen beruhe. Bei bloßen Beleidigungen
pter in den Fallen des § 158, führtder Beschlußweiter aus,
M denen nach erbrachtem Beweis der WahkhUtNochdie bieße

eleidigungübrig bleibt, müßte der Art. 84 der Pers-Urk.
UJUvoller Wirkung als eintretend erachtet und die gelicht-
llche Verfolgungals UUzUiässig erachtet werden« Weil ser

tvßeBeleidigungohne verleumderifchenCharakter noch aller-
dings In die Kategorie von Meinungen falle. Die Gründe
des Beschlussesunterscheidenalso zwischenMeinungen und

Aeußerungen,indem er annimmt, daß man unter ,,Meinungen«
lediglich die Resultate des Denkoermögensim Gegensatzzur
Behauptung und Verbreitung von Thatsachen verstehe.

Einige-Tagesah der politischeHorizont sehr kriegerisch
aus, man sprach von einem bevorstehendenUltiinatum, welches
Preußen in der Herzogthümerfrage an Oesterreichrichten
wolle, von der Mobilinachungmehrer Armeekorps u. f. f.
Diese Getüchte sind jedochverstummt, ebensowie die Gerüchte
über eine bivorstehende Veränderungim Ministerium. Unsere
Aiisichten über diese Kriegsgerüchtehaben wir unseren Lesern
in einem besonderen Artikel auseinandergesetzt.

Auch das Gerücht,daß Oesterreich breit sei, für die

Summe von 40 MillionenThalern sein Mitbesitzerrechtauf
die Herzogthümeran Preußen zu verkaufen, ist wieder auf-
getaucht,ohne jedoch besondere Beachtungzu verdienen.

Baden. Die Regierung hat dem Landtageein sehr frei-
sinniges Preßgesetz vorgelegt, und ebenso hat sie ihre voll-
ständigeUebereinstimmungmit einem Antra e des Abgeordneten
Pagenstecher auf Wahrung der Redefreiheitder Ab-
geordneten erklärt.

"

Oefterretrh. Die Hoffnungenauf einen Ausgleich mit
Ungarn sind in den letzten Tagenwieder etwas geringer
geworden. Der Kaiser weist in feiner Antwort auf die Adresse
einen großenTheil der Forderungen,welche die Mehrheit des
ungarischen Landtages aufgestellt hat« zurück. Man wird
wohl nicht sehr weit von der Wahrheit entfernt sein, wenn
man annimmt, daß der Hauptgrund dieser Zurückweisungin
dem Umstande zu suchen ist, daß die Ungarn sich weigern,
einen Theil der österreichischenStaatsschuld u übernehmen.—-
Jn Böhmen zeigen sich die traurigen olgen des Ueber-

gewichtes,welchesdie neueste österreichischeinnere Politik den
Ciecheneingeräumthat-. Jn mehreren kleinen Städten haben
schon sehr bedeutende Judenverfolgungenstattgefunden,welche
durchMilitär unterdrückt werden"mußten,und wobei vielfach
Verwundungen, ja so ·ar Tödtungen vorkamen. Auch in
Prag haben Unruhen attgefunden, und war man dort einige
Tage sehr ängstlich,daß es zu ernstlichen Ruhestörungen
kommen würde.

Frankreich. Jn dem gesetzgebendenKörper haben die

Adreßdebattenzu sehr sturmischenScenen geführt. Der
fruhere Minister Thiers hat die innere und äußere Politik
der Regierung sehrscharfgetadelt. Am folgenden Tage sprach
der AbgeordneteGlais Bizoin sehr heftig gegen die Re-
gierung, und passirtedabei der sehr bemerkenswertheUmstand,
daß er, währender von Mexiko sprach, und ausführte,wie
dort das Kaiserreichnur zu Stande gekommensei, weil es
durch 40,000 Bajonette gestütztworden, zur Ordnung gerufen
wurde, weil der Präsidentmeinte, ers sprechevon Frankreich-
Der Prasident muß also wohl der Ansicht gewesensein, man

könne,wenn man von einem auf solche Weise errichteten
Kaiserthronespreche,nur Frankreich meinen-

thllien. Die Bevölkerunghat sich eUtschspsstknraUs eine
ganz energischeWeise an die Verbesserung dek Finanzzustände
des Reiches zu gehen. An allen Orten des Landes sind Ko-
mitå’s zusammengetreten,welcheSammlungen veranstalten,
aus deren Ektkägniß ein Theil derStaatsschuld angekauft
und getilgt werden soll.»Die Beiträgefließensehr reichlich;
es haben einzelne Stadte l und 2 Millionen Franken,
einzelne Personen mehrere Hunderttausend Franken ge-
zeichnet,und hofft man, daß die Sammlungen einen Ertrag
von 300—400 Millionen Franken ergeben werden.

Amerika. Der Präsident Johnson erfülltNicht ganz
die Hoffnungen, welche man Anfangs auf Ihn gfststzkhattes
Cz zeigt sichjetzt, wo er sein Ziel, die Wiedervereinigungder

Union, erreichtglaubt, daß er nicht mit der allgemeingewünsch-



ten Energie die vollständigeGleichstellung der Neger
mit den Weiß en betreiben will. Da in Amerika aber doch
schließlichder Wille der Mehkhtit des Volkes zur Geltung
kommt, so ist dies nur eine Veizögerung,keine gänzliche
W-Emwipation-

Wle es Krng geben?
Jm Talmud, dem Gesetzbuchesder Juden, kommt fol-

aende Erzählung vor. Ein in guten Vexhältnissenlebender

Mann hört eines Abends vor seiner Hausthüre ein klägliches
Gewimmer. Er öffnet und sindet vor seinem Hause einen

halberstosentn Und halbverhungertenMenschen liegen. Mit-

leidigen Herzens hebt er den Erstarrten auf, trägt ihn in sein
Bett und giebt ihm warme Speise. Der ganz erstarrte und
vor Hunger usammengekrümmteGast fängt sich schnell zu
«·erholeiian. r reckt und dehnt sich und wird immer größer

und verschlingtunglaublicheMengen Speisen, so daß sur sei-
nen Wohlthäternichts übrig bleibt. Als dieser sich nun auch
zu Bett legen will, da drängt ihn der Gast zum Bette hin-
aus, so daß er daneben auf dem Fußbodenschlafen muß.
Noch schlimmer wird es am andern Tage, so daß der Gast
seinem Wirth nicht das geringste Essen übrig läßt und ihm
kaum in der kältestenEcke ein Plätzchengönnt, wo er sich
aushalten darf. Da wird es ihm zu arg, er ergreift den
Undankbaren bei den Schultern und will ihn aus dem Hause
werfen. Der aber ist viel stärker, er schlägt seinen Wohl-
thäter zu—Boden, bindet ihn mit desseneigenenStricken und

ruft ihm höhnischzu: »Du Thor, glaubstdu mich so leicht
wieder los zu werden, da dumich einmal eingelassen?Wissel
ich bin das Elend und ich werde nicht eher von dir gehen, als
bis du jämmerlichdahin ge angen bist.«

« .

Gott sei es geklagt, da wir nicht viel Flügergehandelt
haben, als der Mann im Talmud Oesterreich ist stets das

Elend Deutschlands gewesenund hat von dessenMarke seine
Hausmacht genährt,daß sie übermächtigund aus dem römisch
deutschenReich, wie Schiller den Pater im Wallenstein sagen
läßt, ein römisch deutsches Arm wurde.

,

Friedrichs des Großen unermeßlicherVerdienst um Deutsch-
land bestand darin, daß er das Uebergewichtder österreichischen
Hausmacht brach und Preußen als ebenbürtigenNebenbuhler
hinstellte. Er thatdas nicht allein durch die Gewalt der

Waffen, sondern vorzugsweisedui chdie Förderungder zeitgemäßen
Gedanken, deren entschiedensterGegner Oesterreichvon Anfang
an gewesenist. Spätere preußischeRegieruiigen haben den

freiheitlichen Bestrebungen wieder -den Rücken zugekehrt und

naturnothwendig mußten sie sich daher dein großenFreiheits-
feinde Oesterreichnähern. So ist Oesterreich durch seinen
natürlichenGegner unnatürlicherWeise in seiner alten Ge-

stalt erhalten worden.»Jn den letztenbeiden vierzigerJahren,
als die unendlich verschiedenenTheile, aus denen es zusammen-
gesetztist, sich wider das alle erdrückendeJoch aufxlehntem

da

hatte es Preußen in der Hand, lhvi den Gnaden oß zu ver-

setzen. Er wurde nicht geführt, vielmehr sah die damalige
Regierung ruhig zu, wie Rußlandden niedergeworfenenDes-

potismus nen aufrichten half.
Kaum war Oesterieich wieder erstanden, so war es Preu-

ßen,das seineneu erstarkteMacht zu fühlenbekam.»Der Name

Olmütz wird ewig ein Name der SchmachIbleiben,welcher
eines jeden ehrlichen Preußen Wangen errothenläßt. Da
wurde Preußen gezwungen, seine deutschen Plane gänzlich
auszugeben,Kurhessendem Willen seines Fürsten und Schleg-
.wig-Holsteiu der Vergewaltigung Dänemarks zu überlassen.
Unser Vaterland war von einem Großstaatf zu der

Bedeutung eine-s Mittelstaates, wie etwa Baiern,

herabgesunken»NeunJahre dauerte dieser trübe Zustand.
Als aber dann ein liberales Regiment an das preußische
Staatsruderkam, da»wa·rder erdrückende Bann des österrei-
chischen»Einflusses mit einem Male abgeschüttelt.Preußen
fand wieder Beachtung bei den andern Völkern, man drängte
sich, sein Verbündeter zu werden. Jndeß die Freude aller
Vaterlandsfreunde war von kurzerDauer. Ueber die soge-
nannte Armmeereorganisationbrach zwischen der Regierung
und der Volksveitretung Streit aus. Die liberalen Minister
wurden verdrängtund das Ministerium Bismarck übernahm
die Führung der Geschäfte.
Anfänglichschien es, als ob Graf Bismarck den alten

Grundsatz fridericianischerPolitik begriffenhätte: »alleswider,
aber nichts mit Oesterreich.«Er erklärte dem österreichischen
Gesandten, wenn man so sagen darf, aus heiler Haut:
Oesterreich solle den Schwerpunkt seiner Macht nach Pest
verlegen und die deutschen AngelegenheitenPreußen über-
lassen—Jndeß diesesgroße-Wort blieb eben nur ein Wort.

Es hatte nicht die geringste Folge. Als es zum Kriege mit
Danemark kam, da wäre es an der Zeit gewesen, jenen Aus-
spruch zur Geltung zu«bringen. .Was geschah statt dessen?
Mit Oesterreich ging man in diesen Krieg und

Deutschland wurde von demselben fern gehalten.
An den Folgen dieser Handlung- welche aUö der
der Freiheit abgewandten Stellung des Mini-
steriums Bismarck hervorging, hat dieses noch
heute zu leiden. Oesterreich ist in Holstein für
unsere Regierung der wahre Gast des Talmud

gewäzrdemh d Lie unan« ene m ie a e ist, da ür at Gra Bismarck
selbst denspre endsten Beweiszgeliefert.fApisim Abgeordneten-
hause uber die Erwerbung Lauenburgs durch die Krone ver-

handelt wurde,da rief er der Mehrheit desselbenzu: »So
sprechen Siesich doch über die s leswigsholstei-
nische Frage aus, geben Sie do der Regierung
einen Rath über die Politik, welche sie in dieser
Sache befolgen soll«. Es mag wohl mancher im
Saale sich verwundert gefragt haben: »Ist das no der
Herr von Bismarck von 1864?« — Damals hat das bges
ordnetenhaus die Regierungso dringend als möglichgewarnt:
nicht gegen,«sondernmit der deutschen Bewegung
in den dänischenKrieg zu gehen." Jetzt, nachdem
dieser aufrichtiggemeinte und, wie der Nichterfolg des Ge-
entheils bewiesen hat, auch kluge Rath in den Wind ge-schlagenwurde, da ist guter Rath freilich theuer. Nicht das

Abgeordnetenhaus,«sondern das Ministerium hat den Gast
des Talmud in Holstein eingelassen und es scheint fast, als
ob es kein anderes Mittel als das letzte Mittel der Könige,
die Kanonen, gäbe,um ihn hinauszuwerfens

Freilich ist es uns nicht unbekannt, »daß-Gerüchteüber
eine andere Lösungim Umlauf sind. Sie gihen dahin- daß
das Ministerium durch den Verkauf des Saarbrückener-Kohlen-
lagers, aus welches Louis NapdievljAll großes Gelüst hat-
an eine sranzösischeGesellschaftsich«einerseitsdie Unterstützung
Frankreichs, andererseits die·Geldmittelzur Absindung Oester-

reichs erwerben wolle. »Wirglauben aber diesen Gerüchten
nicht. Wir halteneine solche That für unmöglich.

Wird es nun-also Krieg geben? -

Lieber Leser, wlls wissenes nicht, aber wir können nicht
daran glauben. Eine Regierung welche Krieg führen
will, mirs-, wenn auch nicht die öffentlicheMeinung der -

Welt, doch wenigstens die des eigenen Volkes hinter
sich haben.
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